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Dr. Manfred Böhm, Leiter der Betriebsseelsorge im Erzbistum Bamberg
Seit Jahren zeigen Umfragen in unserem Land, dass die Menschen zunehmend unzufrieden sind mit der sozialen Situation. Gut zwei Drittel der Bundesbürger sehen die wirtschaftliche Situation in der Bundesrepublik in einer unsozialen Schieflage und fast genau so viele sagen, dass die soziale Kluft in den letzten Jahren zugenommen hat.

Natürlich gab es zu allen Zeiten und so auch in unserem Land immer Verteilungsunterschiede, es gab immer Wohlhabende und sogar sehr Wohlhabende auf der einen Seite und Bedürftige auf der anderen Seite.  Aber die Unterschiede waren nie so extrem wie heute. Man gebraucht manchmal das Bild des Aufzugs dafür. Der Aufzug des Wohlstands fuhr bis Mitte der 80er Jahre des letzten Jahrhunderts für alle Schichten nach oben, wenn auch in unterschiedlichem Tempo. Die Reichen fuhren dabei schneller aufwärts als die unteren Schichten. Aber für alle ging es nach oben. 

Heute, unter den Vorzeichen eines neoliberalen Kapitalismus, gilt eher das Bild eines Pater Noster Aufzugs. Für die einen geht es schnell nach oben in schwindelnde Höhen, während die anderen immer weiter nach unten gebracht werden. Und das löst selbstverständlich Ärger und Unzufriedenheit bis in die Mittelschichten hinein aus, weil die spüren, dass es für sie leichter abwärts als aufwärts geht.

Die Frage ist, wie viel Ungleichheit, wie viel soziale Spaltung verträgt unser Land? Und wo kann man ansetzen, wo sind die Stellschrauben, um wieder mehr soziale Gerechtigkeit und damit auch mehr gesellschaftliche Stabilität herzustellen?

Der Arbeit kommt im Wirtschaftsprozess der Vorrang vor dem Kapital zu. Kapital ist immer nur tote Stofflichkeit. Arbeit wird aber von Menschen geleistet und drückt damit die menschliche Würde aus. 

Und weil Arbeit Vorrang hat, kommt auch der Lohnfrage eine enorme Wichtigkeit zu.

Die Kath. Soziallehre spricht in diesem Zusammenhang vom gerechten Lohn. Wer arbeitet, muss davon auch in Würde leben können. Die Frage der Lohngerechtigkeit ist der „Dreh- und Angelpunkt der Sozialethik“ (LE 19.1), keine bloße Randfrage. Kein Wunder, denn über Löhne werden Lebenschancen verteilt und damit über menschliche Würde und gesellschaftliche Stabilität entschieden. In der Lohnfrage wird die Frage nach der Menschenwürde konkret.

In der Enzyklika Laborem Exercens (1981) wird ein wichtiges Kriterium für den gerechten Lohn genannt:
“Die gerechte Entlohnung für die Arbeit eines Erwachsenen, der Verantwortung für eine Familie trägt, muss dafür ausreichen, eine Familie zu gründen, angemessen zu unterhalten und ihr Fortkommen zu sichern“ (LE 19.3).


Eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Und wenn man dieses Kriterium ernst nähme, dürfte es keinen Niedriglohnbereich geben und die Forderung nach einem Mindestlohn wäre überflüssig. 

Die Niedriglöhner werden gleich doppelt bestraft. Denn Niedriglöhne bedeuten ein Leben in Armut jetzt und auch Armut in der Zukunft, weil die Renten nur Hungerrenten sein werden. Dass Armut entwürdigt hat sich ja herumgesprochen. Armut aber trotz Arbeit –das ist ein Skandal, ein Schlag ins Gesicht, eine Beleidigung! Der Niedriglohn ist der Fahrstuhl nach unten in die Armutszone.

Und um es gleich deutlich zu sagen: Der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn,  ist nicht die Lösung dieses Problems. Obwohl wir ihn noch nicht einmal haben, müssen wir jetzt schon deutlich sagen: Das wird uns nicht reichen! Wie wir es auch drehen und wenden, der Mindestlohn kann nur ein erster Schritt auf dem Weg zu einer menschenwürdigen Lösung sein. Das Ziel müssen gerechte Löhne sein. 

Die Niedriglöhne sind politisch natürlich gewollt, denn dadurch lässt sich Druck aufbauen auf den Lohnbereich insgesamt. Und es ist in den letzten Jahren ja auch wirklich gelungen, die Löhne klein zu halten. Und die derzeitige Diskussion um Ausnahmen vom kommenden Mindestlohn zeigt, dass dieser Kampf noch nicht einfach so gewonnen ist. Aber nicht nur Banken, auch Löhne sind systemrelevant und müssen gerettet werden.

Ein unabdingbarer Baustein einer sozial gerechten Gesellschaft ist ein funktionierender Sozialstaat, der die Menschen vor Verarmung schützt und solidarische Hilfe gewährleistet. Dazu ist er ja einmal entwickelt worden. Die sog. HartzIV Empfänger verdienen in diesem Zusammenhang eine besondere Erwähnung.

Die strukturell verfestigte Arbeitslosigkeit lässt sich eben nicht dadurch bekämpfen, dass die Leidtragenden in existentiellen Stress und soziale Scham getrieben werden. Sie werden dadurch in eine doppelte Opferrolle gedrängt. Sie haben die Arbeitslosigkeit zu ertragen und man gibt ihnen obendrein noch die Schuld daran. Sie hätten sich eben mehr bemühen müssen.


Da hat sich in unserem tragenden gesellschaftlichen Menschenbild etwas Grundlegendes verändert. Mit Hartz IV hat sich quasi die Beweislage umgedreht.
Wer bis dato bedürftig war, hatte Anspruch auf ausgleichende Leistungen. Jetzt ist es so, dass der Bedürftige erst einmal nachweisen muss, dass er der Unterstützung würdig ist. Der bedürftige Mensch gerät unter den Generalverdacht, er nutze den Sozialstaat aus. Und diesen Verdacht muss er erst einmal aus dem Weg räumen. Und nur wenn er sich dieser nicht selten entwürdigenden Prozedur unterwirft, wird ihm Hilfe zuteil. 

Was der ehemalige Limburger Bischof Franz Kamphaus schon 2005 erkannte, stimmt auch heute noch: Hartz IV entspricht in wichtigsten Punkten nicht der sozialen Gerechtigkeit. Hartz IV ist nichts anderes als die Entlassungsurkunde aus der Mitte der Gesellschaft. Man muss es der Politik ins Stammbuch schreiben: Es gibt ein Maß an politischem Pragmatismus, das zur moralischen Schuld wird!

Zum anderen hat Hartz IV massive Rückwirkungen auf die Menschen, die noch im Arbeitsprozess stehen. Hartz IV ist ausgesprochen oder unausgesprochen zu einem Erpressungsinstrument geworden. Die Existenzangst macht Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Krisensituationen willfähriger. Denn die Brücken hin zu einem würdigen Leben ohne Arbeit sind abgerissen worden. Hartz IV schneidet die Fluchtwege ab, wenn die Zumutungen im Betrieb schlimmer werden. Vor die Wahl gestellt zwischen Arbeit um jeden Preis oder Aussicht auf baldige Verarmung bleibt eben oft nichts anderes übrig als sich unter Wert zu verkaufen. „Armut ist für die Aufrechterhaltung der bestehenden Macht- und Herrschaftsverhältnisse erforderlich, hält sie doch unmittelbar Betroffene, Erwerbslose und Arbeitnehmer/innen gleichermaßen unter Kontrolle. Armut dient als politisch-ideologisches Druckmittel, materielles Disziplinierungsinstrument und soziale Drohkulisse zugleich: Sie demonstriert jenen Menschen, die arm sind, dass ihre Leistungsfähigkeit und/oder –bereitschaft nicht ausgereicht hat, um sich zu etablieren, und sie demonstriert jenen Menschen, die nicht arm sind, dassq ihr Loyalität weiterhin nötig ist, um nicht anzustürzen.“

Vom heiligen Augustinus gibt es den Satz: Fehlt die Gerechtigkeit, was sind Staaten anderes als große Räuberbanden? Der Sozialstaat ist der Stabilitätsfaktor schlechthin in unserer Gesellschaft. Er ist deshalb, wie es im Gemeinsamen Wort der beiden Kirchen „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ von 1997 heißt, kein Kostgänger der Wirtschaft, der je nach Finanzlage bis zur Magersucht verschlankt werden darf. Er ist ein Wert an sich. Ohne funktionierenden Sozialstaat droht uns eine Politik des Schweinetrogs: Die Sau mit dem größten Rüssel kriegt die größten Brocken.  

Die Politik hat es zugelassen, dass die Reichen sich von der Finanzierung des Gemeinwohls seit Jahren immer mehr zurückziehen. Hier liegt der eigentliche Hund begraben.

Die Politik spart bei den kleinen Leuten, sie senkt das Rentenniveau, sie setzt das Renteneintrittsalter hoch, sie hat Hartz IV eingeführt, weil sie Steuergeschenke an die Wohlhabenden dieser Gesellschaft weggegeben hat: Sie hat die Vermögenssteuer abgeschafft, die Erbschaftssteuer reduziert und den Spitzensteuersatz gesenkt. D.h. nicht wir leben über unsere Verhältnisse, die Reichen leben über unsere Verhältnisse!

Wir haben in Deutschland ein gravierendes Verteilungsproblem – an Vermögen, an Einkommen, an Arbeit und damit an Lebenschancen für  die Menschen.

Die zunehmende soziale Spaltung in Arme und Reiche gefährdet den sozialen Frieden und die gesellschaftliche Stabilität (einer der bisher großen Vorteile des Wirtschaftsstandortes Deutschland). Um die menschliche Würde für alle zu sichern braucht es eine gerechtere Verteilung des Volksvermögens, es braucht eine breitere Verteilung der vorhandenen Arbeit und es braucht einen starken Sozialstaat. Dazu ist ües wichtig, die Wohlhabenden und Reichen stärker als bisher zur Finanzierung des Gemeinwohls heranzuziehen. 

Die KSL gibt hier eine klare Orientierung. Der 1. Grundsatz der Eigentumsordnung lautet: 
Die Erde ist für alle da, nicht nur für die Reichen
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22." Das Privateigentum ist also für niemand ein unbedingtes und unumschränktes Recht. Niemand ist befugt, seinen Überfluss ausschließlich sich selbst vorzubehalten, wo andern das Notwendigste fehlt. "Das Eigentumsrecht darf nach der herkömmlichen Lehre der Kirchenväter und der großen Theologen niemals zum Schaden des Gemeinwohls genutzt werden. Die christliche Tradition hat dieses Recht (gemeint: auf Eigentum) nie als absolut und unantastbar betrachtet. Ganz im Gegenteil, sie hat es immer im umfassenden Rahmen des gemeinsamen Rechtes aller auf Nutzung der Güter der Schöpfung insgesamt gesehen; m.a.W. das private Eigentumsrecht ist dem Recht auf die gemeine Nutzung, der Bestimmung der Güter für alle untergeordnet. (Laborem Exercens, 14,2 – 1981)
Papst Franziskus schließt mit seinem jüngsten Apostolischen Schreiben „Evangelii Gaudium“ nahtlos an diese Tradition an und spitzt sie noch zu.
„Diese Wirtschaft tötet. Es ist unglaublich, dass es kein Aufsehen erregt, wenn ein alter Mann, der gezwungen ist auf der Straße zu leben, erfriert, während eine Baisse um zwei Punkte in der Börse Schlagzeilen macht“ (53).
Franziskus ist nicht grundsätzlich wirtschaftsfeindlich, wie man ihm aus wirtschaftsliberalen Kreisen unterstellt hat. Er hat unzweifelhaft den derzeitigen neoliberalen Kapitalismus im Blick:
- Überlauf Theorie (trickle down): neoliberales Dogma (54)
- „Ideologie, die die absolute Autonomie der Märkte und die 
  Finanzspekulation verteidigt“ (56)
- „Die Anbetung des antiken goldenen Kalbs hat eine neue und     erbarmungslose Form gefunden im Fetischismus des Geldes 
  und in der Diktatur einer Wirtschaft ohne Gesicht und ohne ein 
  wirklich menschliches Ziel.“ (55)
- „Wir dürfen nicht mehr auf die blinden Kräfte und die unsichtbare
   Hand des Marktes vertrauen.“ (204)

Franziskus hält die Begriffe „Ausbeutung“ und „Unterdrückung“ für zu schwach, um die Realität adäquat wiederzugeben. Er spricht von Ausschließung. „Mit der Ausschließung ist die Zugehörigkeit zu der Gesellschaft, in der man lebt, an ihrer Wurzel getroffen, denn durch sie befindet man sich nicht in der Unterschicht, am Rande oder gehört zu den Machtlosen, sondern man steht draußen. Die Ausgeschlossenen sind nicht Ausgebeutete, sondern Müll, Abfall“ (53). 

Das sind Worte und Analysen, die uns als zivilisierte Mitteleuropäer, die wir auf Vermittlung und Harmonie gepolt sind, allzu garstig in den Ohren klingeln. Aber der Papst stammt eben vom Rand der weltweiten kapitalistischen Zentrifuge, von dort, wo sich die Opfer des Systems besonders aufhäufen. Und er konfrontiert uns mit dieser Sichtweise. Von daher führt uns seine harsche Redeweise vielleicht zielgenauer hin zum Kern des Problems als unsere fein abgestimmte, mehrheitssuchende Rhetorik, mit der wir die Wirklichkeit ihrer Schärfe berauben.
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